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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Zweiten Bericht über die Erfahrungen im Zusammenhang mit der 
Neuregelung des § 8 des Personenbeförderungsgesetzes 
— Drucksache 7/1460 — 


A. Problem 

Die Bundesregierung berichtet über günstige Erfahrungen mit 
dem § 8 des Personenbeförderungsgesetzes, der die Förderung 
der freiwilligen Zusammenarbeit von Trägern des öffentlichen 
Personennahverkehrs besonders in ländlichen Räumen vorsieht. 


B. Lösung 

Der Ausschuß wünscht einen weiteren Bericht zum 31. Dezem- 
ber 1975. 

(Einmütigkeit im Ausschuß) 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

entfallen 
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Drucksache 7/1709 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Mahne 


Der in Drucksache 7/1460 enthaltene Bericht der 
Bundesregierung wurde mit Schreiben des Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages vom 16. Januar 
1974 gemäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem 
Ausschuß für Verkehr zur Beratung überwiesen. Der 
Ausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
13. Februar 1974 behandelt. 

Der § 8 des Personenbeförderungsgesetzes in der 
Fassung des Zweiten Anderungsgesetzes vom 8. Mai 
1969 verpflichtet die zuständigen Behörden, die frei- 
willige Zusammenarbeit der Träger des öffentlichen 
Personennahverkehrs besonders in der Fläche zu 
fördern. Der Gesetzgeber hat seinerzeit an diese 
Regelung die Erwartung geknüpft, daß auch auf 
diese Weise und unter Verzicht auf das Mittel der 
Gebietsgenehmigungen ein zusammenhängendes 
Verkehrsnetz erzielt werden kann. 

Diese Erwartung hat sich nach dem Bericht der 
Bundesregierung bereits jetzt zu einem Teil erfüllt. 
Der Ausschuß nahm mit Befriedigung zur Kenntnis, 


daß besonders auch die privaten Verkehrsunterneh- 
men in den ländlichen Räumen durchweg bereit sind, 
in sinnvoller Weise mit anderen Verkehrsträgern 
zu kooperieren, um auf dem Wege über Tarifge- 
meinschaften und Verkehrsverbünde den Verkehrs- 
bedürfnissen des Publikums voll Rechnung zu tra- 
gen. Die Vorbereitungen für eine Zusammenfassung 
des Postreisedienstes mit dem Omnibusverkehr der 
Deutschen Bundesbahn sollen nach Erklärung des 
Vertreters des Bundesverkehrsministeriums mit be- 
sonderem Nachdruck fortgeführt werden. 

Unbefriedigend ist die finanzielle Lage des öffent- 
lichen Personennahverkehrs, der im Jahre 1972 eine 
Kostenunterdeckung von über 1 Mrd, DM aufge- 
wiesen hat. Der Ausschuß ist hier der Auffassung, 
daß beschleunigt zusätzliche Maßnahmen über die 
Abgeltung der gemeinwirtschaftlichen Lasten not- 
wendig sind. 

Um die weitere Entwicklung zu verfolgen, hält es 
der Ausschuß für erforderlich, einen weiteren Be- 
richt zum 31. Dezember 1975 anzufordern. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Mahne 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Bericht der Bundesregierung — Drucksache 7/1460 — zur Kenntnis zu 
nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, zum 31. Dezember 1975 einen weiteren 
Bericht zu § 8 des Personenbeförderungsgesetzes vorzulegen. 


Bonn, den 13. Februar 1974 


Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Mahne 

Vorsitzender Berichterstatter 
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